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das Verhältnis zu den Werten und Normen der Gesell­
schaft und die politische Aktivität der Kinder und 
Jugendlichen wesentlich von der „gesellschaftlich-sozia­
len Gerichtetheit der Eltern“, vom Grad ihrer Integra­
tion in die Gesellschaft bestimmt werden;

— daß die pädagogische Kultur der Eltern, ihre Fähigkeit 
zur Erziehung der Kinder, sich in allen Persönlichkeits­
bereichen der Kinder und Jugendlichen auswirkt.

Probleme des Erziehungsversagens von Eltern

Nicht in allen Familien verläuft die Erziehung der Kinder 
und Jugendlichen erfolgreich und konfliktlos.

H. K u h r i g macht mit Recht darauf aufmerksam, daß 
die Herausbildung sozialistischer Familienbeziehungen ein 
komplizierter und konfliktreicher Prozeß ist.14 Einerseits 
verläuft die Überwindung der jahrhundertelang tief ver­
wurzelten Traditionen der Ehe und Familie nicht ohne 
Widersprüche, andererseits gibt es Familien, denen es nicht 
gelingt, die eingangs genannten gesellschaftlichen Möglich­
keiten sinnvoll für die Erziehung der Kinder zu nutzen. 
Es darf nicht übersehen werden, daß im Grad der Allge­
mein- und Berufsbildung der Eltern, im Niveau ihrer 
Interessen, der Wahrnahme ihrer staatsbürgerlichen Rechte 
Und Pflichten oftmals ebenso große Unterschiede von 
Familie zu Familie bestehen wie in den materiellen Bedin­
gungen der Familie, ihrer Struktur und der Stabilität und 
Harmonie der Familienbeziehungen.

Auf dem VIII. Pädagogischen Kongreß wurde auf die 
Tatsache aufmerksam gemacht, daß gestörte Familienbe­
ziehungen sich nachteilig auf die Entwicklung der Kinder 
auswirken, und zugleich die Forderung erhoben, erziehe­
risch auf solche Eltern einzuwirken, die ihre Erziehungs­
pflichten noch vernachlässigen, sich gleichgültig oder ver­
antwortungslos gegenüber ihren Kindern verhalten.

Erkenntnisse über den Zusammenhang zwischen elter­
lichem Erziehungsversagen und Fehlverhaltensweisen so­
wie Straftaten Jugendlicher sind für Kriminalisten, Staats­
anwälte und Richter von grundsätzlicher Bedeutung für 
die Realisierung der spezifischen Aufklärungspflichten im 
Jugendstrafverfahren (§ 69 StPO), für ein differenziertes 
Herangehen an die Sicherung der weiteren Entwicklung 
straffälliger Jugendlicher und für eine differenzierte Ar­
beit mit den Eltern im Rahmen ihrer gesetzlich veranker­
tön Mitwirkung im Verfahren (§§ 21, 70 StPO).

Es kann als gesicherte Aussage gelten, daß das elter­
liche Erziehungsversagen in seinen offenen (akuten) und 
verborgenen (latenten) Formen entsprechend der Stärke 
seiner Ausprägung Fehlentwicklungen von Kindern und 
Jugendlichen beeinflußt.15 Elterliches Erziehungsversagen 
tritt Kriminalisten, Staatsanwälten und Richtern in viel­
fältigen Abstufungen entgegen. Nicht immer ist es als sol­
ches erkennbar, da der Aufklärung der innerfamiliären 
Bedingungen im Strafverfahren Grenzen gesetzt sind.

Doch es lassen sich auch für straffällige Jugendliche 
zwei Grundformen erzieherischen Versagens der Eltern 
herauskristallisieren, die H. D o r n  im Rahmen der Unter­
suchung einer größeren Population von Familien, die von 
den Organen der Jugendhilfe betreut worden sind, ge­
funden hat10:
- Erziehungsversagen infolge eines mehr oder weniger 

ausgeprägten mangelhaften Verantwortungsbewußtseins 
von Eltern gegenüber der Familie und der Erziehung 
der Kinder in der Familie;

— Erziehungsversagen infolge der ungenügenden Fähig­
keit der Eltern zur Gestaltung ihrer eigenen Beziehun­
gen, des familiären Lebens und der Erziehung der Kin­
der in der Familie.
Beide Gruppen von Eltern unterscheiden sich nach Dom 

erheblich, verlangen folglich eine unterschiedliche Kon­
zeption der Familienbeeinflussung.

Erfahrungen aus Strafverfahren besagen, daß nicht 
wenige Eltern straffälliger Jugendlicher im Grunde eine

positive Einstellung zur Erziehung ihrer Kinder einneh­
men und an deren normaler Entwicklung interessiert sind, 
aber partiell in der Erziehung versagen. Diese Eltern sind 
in der Regel bereit, die weitere Entwicklung ihrer Kinder 
positiv zu beeinflussen und eine erneute Begehung von 
Straftaten zu verhindern. Sie sind für Erziehungshinweise 
zugänglich, ohne diese jedoch stets auch tatsächlich zu 
beachten. Die Arbeit mit ihnen ist in einzelnen Fällen 
dadurch erschwert, daß sie wohlgemeinte gesellschaftliche 
Erziehungshilfe ablehnen oder sich überheblich und bes- 
serwisserisch verhalten.

Dorn weist völlig zu Recht auf die auch in Strafverfah­
ren beobachtete Tatsache hin, daß man bei diesen Eltern 
mit wenig gefestigten politisch-ideologischen Einstellun­
gen und oftmals mit einem stark ausgeprägten Konsum­
denken rechnen muß. Die Mitwirkung dieser Eltern im 
Strafverfahren gegen Jugendliche muß unter bewußter 
Nutzung ihrer vorhandenen Erziehungsbereitschaft orga­
nisiert werden.

Zweifellos gestaltet sich die Mitwirkung von Eltern, die 
über eine ungenügende Fähigkeit zur Erziehung ihrer Kin­
der verfügen, weitaus schwieriger. Für diese Eltern ist im 
allgemeinen eine geringe Bildung, herabgesetzte Kritik­
fähigkeit und ungenügendes Urteilsvermögen sowie im 
sozialen Bereich Unbeständigkeit in der Arbeit, Kontakt­
armut, verkümmertes Bedürfnis nach Ordnung und Regel­
maß im persönlichen Leben charakteristisch.17 Sie neh­
men ihren Kindern gegenüber oft eine distanzlose Haltung 
ein, indem sie sie gegen jede Kritik verteidigen. Es han­
delt sich in der Regel um Eltern, denen angesichts der 
Auswirkungen ihres offenkundigen Erziehungsversagens 
auf die Entwicklung und das Verhalten der Kinder staat­
liche und gesellschaftliche Erziehungshilfe geleistet wird. 
Die Mitwirkung dieser Eltern i. S. des § 21 Abs. 3 StPO 
kann folglich nur im engen Zusammenwirken mit den 
Organen der Jugendhilfe und anderen- gesellschaftlichen 
Kräften, die Kontakt zu diesen Eltern haben, gewährleistet 
werden.

Ausgehend von diesen Überlegungen gilt es, die Eltern 
in alle Verfahrensstadien verstärkt unter Beachtung ihrer 
differenzierten Erziehungsbereitschaft und -fähigkeit ein­
zubeziehen. Es sollte stets beachtet werden, daß die erzie­
herische Einwirkung auf den jugendlichen Straftäter in 
dem Maße wächst, wie sich die Eltern ihrer Verantwor­
tung für die Gestaltung des weiteren Entwicklungsweges 
ihres Kindes bewußt werden.

Mitwirkung der Eltern im Ermittlungsverfahren * 1

Die Mitwirkung der Eltern im Ermittlungsverfahren er­
gibt sich aus § 70 StPO und weiteren prozessualen Vor­
schriften. Sie bezieht sich insbesondere auf folgende Rechte 
und Prozeßhandlungen:

1. Die Eltern haben das Recht, alle vorgeschriebenen 
Mitteilungen zu erhalten, die an den Beschuldigten er­
gehen. Das sind insbesondere die Mitteilungen über die 
Einleitung des Ermittlungsverfahrens und die erhobene 
Beschuldigung (§ 105 Abs. 2 StPO) sowie über die Ein­
stellung des Ermittlungsverfahrens durch das Untersu­
chungsorgan (§ 141 Abs. 3 StPO) und durch den Staats­
anwalt (§148 Abs. 2 StPO). Diese Mitteilungen sind an 
keine Form gebunden.

Die Mitteilung über die Einleitung des Ermittlungs­
verfahrens und die erhobene Beschuldigung erfolgt in der 
Regel bei der ersten Kontaktaufnahme des Kriminalisten 
mit den Eltern und wird richtigerweise verbunden mit Hin­
weisen und ersten Absprachen, die auf die Verhinderung 
weiterer Straftaten des Jugendlichen gerichtet sind. Sie 
darf nicht aus Gründen einer möglichen Gefährdung der 
Aufklärung unterbleiben oder verzögert werden, weil dar­
aus für die Eltern nicht nur Ungewißheit entsteht, son­
dern das notwendige Vertrauensverhältnis zum Unter­
suchungsorgan gestört werden kann. Diese Mitteilungen


